
eine Addition von Einzel- und Teilentlassungen war, gab es ne-
ben den arbeitslos Gewordenen immer noch die Kollegen, die 
weiterarbeiten durften. Waren sie die Besseren oder nur die 
Glüddicheren? Das fragte sich nicht nur der Arbeitslose selbst, 
sondern auch seine Familie. 
In unserer arbeitsteiligen Wirtschaft, die den Rückzug in einen 

autarken Lebensbereich mit Haus und Landwirtschaft für die 
Masse der Bevölkerung nicht zuläßt, ist die Arbeitsstätte nicht 
nur die Grundlage unserer materiellen Existenz, sondern gleich-
zeitig auch unserer sozialen Lebensgemeinschaft. Die Arbeits-
kollegen sind für unser Leben mehr als nur Kollegen der Arbeit. 
Aus dieser Lebensgemeinschaft wurde der Arbeitslose ausge-
stoßen. Er vereinsamte, auch wenn er schon morgens mit ande-
ren Arbeitslosen die Parkbänke besetzte oder in langen Kolon-
nen vor den Arbeitsämtern stand oder sich vor den Zeitungs-
redaktionen aus den ausgehängten Tageszeitungen, die er sich 
nicht mehr kaufen konnte, die seltenen Anzeigen mit Stellen-
angeboten abschrieb. Die Arbeitslosigkeit war für den Betroffe-
nen ein Dasein, das ihn seiner Manneswürde beraubte und von 
innen auffraß. In dieser Hinsicht war die Zeit der galoppieren-
den Geldentwertung mit dem lustigen Schiebermax und den 
schlechten Likören und Zigaretten für alle noch eine goldene 
Zeit. Man wurde zwar um seinen Lohn mit dem entwerteten 
Geld betrogen, aber man hatte doch in der Gemeinschaft der an-
deren einen Arbeitsplatz und konnte, wenn sich die Gelegenheit 
bot, auch einmal einen guten Tausch oder Einkauf machen und 
dann stolz mit der Beute als kleiner Geschäftsmann nach Hause 
zurückkehren. 

Es ist nicht zu entscheiden, ob die Arbeiter oder die Angestell-
ten mehr unter dem Schicksal der Arbeitslosigkeit litten. Der 
Angestellte konnte Bücher lesen, sich unterhalten, Vorträge und 
politische Versammlungen besuchen. Seine Wohnung war auch 
größer. Das war gegenüber dem Arbeiter ein Vorteil. Anderer-
seits war die zunehmende materielle Verarmung und die Ent-
fernung aus dem Betrieb und aus einem Beruf, den man oft erst 
nach einer vieljährigen Ausbildung erreicht hatte, für den Ange-
stellten eine noch schwerere Zerstörung seiner Menschenwürde 
als für den in Wochen- oder Tagelohn tätigen Arbeiter. In der 
Familie der Angestellten hatte die Arbeitslosigkeit des Familien- 
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vaters zumeist auch sofort Folgen für die Berufsausbildung der 
Kinder. Der Arbeiter wiederum verstummte in seiner Einsam-
keit und war aus der kleinen Wohnung, die ihm keinen Tages-
platz bot, auf die Straßen und die öffentlichen Plätze verdrängt. 
Sie waren 1932 schwarz von Menschen. Geradezu furchtbar war 
das Schicksal der Arbeitslosigkeit für die Jugend. Es ist wohl das 
größte Glück unserer Zeit, daß auf jeden heranwachsenden jun-
gen Menschen das Leben wartet, woran der Numerus clausus für 
einige Hochschulfächer nichts ändert. Daß auch dieses Glück die 
Unzufriedenheit der geistig beweglichen Jugend nicht aus-
schließt, zeigen zur Zeit die Studenten aller Länder. Damals war 
aber jeder sich dem Leben der Erwachsenen nähernde Jugend-
liche unerwünscht. Er war ein Mensch zuviel. Das wurde schon 
dem Lehrling gesagt, wenn er überhaupt noch eine Lehrstelle 
erhielt. Eine Anstellung als Geselle bekam er nicht. Es galt für 
die Referendare, wenn sie durch die immer enger gestellte 
Pforte des Examens durchgekommen waren. Die Mehrzahl der 
Assessoren mußte ohne ein bezahltes Kommissorium arbeiten 
oder der Arbeit der noch bezahlten Assessoren zusehen. Die 
Brüningschen Sparsamkeitsgedanken, mit denen Brüning die 
Krise zu bessern gedachte, trieben gerade bei der akademischen 
Jugend ihre bitteren Früchte. Ab 1930 gab es keinen akademi-
schen Bereich mehr, der nicht schon den Abiturienten und Stu-
denten als hoffnungslos übersetzt erklärt wurde. Es gab zu viele 
Ärzte, Ingenieure, Chemiker, Juristen, Philologen, Lehrer, 
Landmesser usw. 

Oft traf das Unglück der Arbeitslosigkeit die ganze Familie, 
Vater, Mutter, Sohn und Tochter. Die aus Fabriken, Kaufhäu-
sern und Kontoren entlassenen Töchter gingen, wenn keine 
feste Hand sie davor beschützte, in den großen Städten vielfach 
ungrade Wege, um die geringe Arbeitslosenunterstützung et-
was aufzubessern. Ein Teil der männlichen Jugend und der noch 
unverheirateten Jahrgänge zog auf die Wanderschaft. Für 1932 
wird die Zahl der wandernden Arbeitslosen auf 400 000 ge-
schätzt. In den Grüngürteln und den Gärten der Großstädte ent-
stand ein Bandenwesen, das der Polizei viel zu schaffen machte. 
Die prozentual hohe Arbeitslosigkeit unter den jungen Negern 
in den Großstädten der USA zeigt uns heute die moralischen 
Aspekte, die mit jeder Dauerarbeitslosigkeit verbunden sind. 
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Man kann das Problem der Arbeitslosigkeit nicht ernst genug 
nehmen. Es ist in den modernen arbeitsteiligen Industriegesell-
schaften ein Problem, von dem der wirtschaftliche Teil nur die 
kleinere Hälfte des Ganzen ist. Jedes darüber Hinwegreden ist 
unerlaubt. Die Ansicht mancher Volkswirte und Arbeitgeber, 
daß ein kontinuierlicher Überhang von Arbeitssuchenden vor-
handen sein müsse, um uns vor Überhitzung und Preissteige-
rungen zu schützen, ist denkbar unsozial. Man kann den Ver-
tretern dieser Ansicht nur wünschen, daß sie selbst oder ihre 
Söhne und Töchter einmal zu diesem Überhang gehören, der 
nach Lehrbuchansicht die Konjunkturen so schön ausgleichen 
soll. Es ist zwar richtig, daß das Fehlen der Arbeitslosigkeit, also 
die Vollbeschäftigung, auch Nachteile bringt, die neben dem 
Preisauftrieb den Fleiß und die Arbeitsmoral betreffen. Diese 
Nachteile sind aber in keiner Weise mit den wirtschaftlichen und 
menschlichen Schäden der Arbeitslosigkeit zu vergleichen. 
Wer in der großen Krise oder in den Jahren danach Gespräche 

mit Männern führen konnte, die die Arbeitslosigkeit persönlich 
erleiden mußten, oft mehrere Jahre hindurch, weiß, um wel-
chen Einbruch in ihr Leben es sich dabei gehandelt hat. Es war 
eine verhängnisvolle Verblendung der Weimarer nichtradikalen 
Parteien und ihrer führenden Männer, daß sie diesen Einbruch 
in das Leben des deutschen Volkes nicht als die größte Gefahr 
erkannten, der gegenüber die finanziellen und außenpolitischen 
Probleme unterzuordnen waren. 

Von den 14 Millionen nationalsozialistischen Reichstagswäh-
leni des Sommers 1932 hatten sicherlich nicht einmal 5 Prozent 
Hitlers »Mein Kampf« oder andere Schriften gelesen, die das 
Parteiprogramm der NSDAP erläuterten. Die neuen national-
sozialistischen Reichstagswähler waren auch keine Antisemiten. 
Sie wählten die NSDAP, so wie 3  bis  4  Millionen andere Deut-
sche damals zusätzlich zu den alten kommunistischen Mitglie-
dern die KPD wählten, weil sie aus der Krise herauswollten und 
auf die nicht-radikalen Weimarer Parteien keine Hoffnung mehr 
setzten. Es wäre für Deutschland und die Welt besser gewesen, 
wenn Hitler als Reichskanzler später diese Hoffnung enttäuscht 
hätte. Weil sein Kabinett sie aber erfüllte, auf schnellem Wege 
und mit einfachen Mitteln, die auch Brüning hätte einsetzen 
können, wurden aus den Wählern der NSDAP dankbare Natio- 
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nalsozialisten, die nunmehr Jahre hindurch für richtig hielten, 
was Hitler anordnete. Ohne diese Dankbarkeit der Massen die 
nach 1933 wieder einen Arbeitsplatz gefunden hatten, hätte Hit-
ler seine außenpolitischen Abenteuer und seinen innenpoliti-
schen Terror nicht wagen können. Man kann nicht beweisen, 
was aus der NSDAP geworden wäre, wenn es die Weltwirt-
schaftskrise nicht gegeben hätte. Vielleicht hätte sie auch dann 
ihren Tiefstand des Jahres 1928 mit 2,6 Prozent der abgege-
benen Stimmen und 12 Reichstagsabgeordneten überwunden. 
Aber mit voller Sicherheit kann man sagen, daß die NSDAP es 
niemals zu einer politischen Stärke gebracht hätte, die dem Be-
stand der Weimarer Republik gefährlich werden konnte. 
Dazu hatten Hitler und die NSDAP zu viele natürliche Feinde. 
Außer den Kommunisten und den organisierten Mehrheits-
sozialdemokraten waren es das katholische Zentrum, das auf-
geklärte Literaten- und Freimaurertum, die jüdischen Kreise und 
auch die Konservativen und Deutschnationalen alter Art, Groß-
grundbesitz, größeres Bauerntum, Adel und Reichswehrfiih-
rung. Um durch diese starke Mauer einer Abwehr von Gegnern, 
die Hitler selbst dazu machte, weil er sie ständig angriff, eine 
Bresche zu schlagen, bedurfte es eines alles aus den Fugen rei-
ßenden Vorgangs, wie es die Deflationskrise mit ihren Arbeits-
losenheeren war. 
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Die Überwindung der Krise in 
Deutschland und in den USA 
durch das Programm der Reformer 

Es ist heute anerkanntes Wissen, daß die Weltdeflationskrise 
der dreißiger Jahre bei richtigem antizyklischen Verhalten der 
Staaten und der Notenbanken nicht hätte zu kommen brauchen 
und, wenn gekommen, jedenfalls früher zu beseitigen gewesen 
wäre. Auf diesem Wissen beruht der heutige Wohlstand des 
Westens, in dem es nach 1945 nicht wieder zu einer großen 
Wirtschaftskrise gekommen ist, mit der der Kommunismus 
rechnete. Schacht brauchte für die Beseitigung der Arbeitslosig-
keit, wie schon erwähnt, 12 Milliarden Mef o-Wechsel, von denen 
aber immer nur ein Teil, niemals mehr als die Hälfte in Reichs-
bankgeld umgewechselt wurde. Der deutsche Bargeldumlauf 
insgesamt (Reichsbanknoten, Rentenbankscheine und Scheide-
münzen) stieg von Ende 1932 bis Ende 1937 von rund 5,6 Mil-
liarden auf rund 7,5  Milliarden, der Index der Großhandels-
preise in derselben Zeit von 93  auf 106, der Index der Lebens-
haltungskosten von ii8 auf 126. Durch den zusätzlichen staat-
lichen Geldeinsatz, der nötig war, um die Arbeitslosigkeit und 
die Wirtschaftskrise zu beseitigen, waren also noch nicht ein-
mal die seit 1929 in der Krise eingetretenen Preiseinbrüche be-
seitigt. Die Großhandelspreise hatten 1928 einen Index von 
140, die Lebenshaltungskosten von 152 gehabt. Von einer infla-
tionistischen Geldentwertung, der ständigen Angst Brünings 
und Luthers bei einer Finanzierung der Arbeitsbeschaffung mit 
Hilfe der Reichsbank, war also keine Rede. 
Man kann hinterher nicht sagen, welchen Betrag Brüning und 

Luther gebraucht hätten, wenn sie selbst und nicht erst das Ka-
binett Hitler ein großes Arbeitsbeschaffungsprogramm finan-
ziert hätten. Im Jahre 1930 war der Betrag jedenfalls geringer 
als 1931 und 1931 geringer als 1932. Die Summe als solche 
brauchte, worauf schon hingewiesen ist, im vornherein nicht 
festzustehen. Ihre etwaige Überdosierung und damit inflationi-
stische Wirkung war jederzeit an der Preisentwicklung abzu- 
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lesen und deshalb durch Einstellung weiterer Finanzierungen 
unter Kontrolle zu halten. Auch bei Brüning wäre es sicherlich 
so gewesen, daß eine Anhebung der Großhandelspreise um 15 
Prozent genügt hätte, um die Eigenbewegung der Wirtschaft 
wieder in Gang zu bringen. Es hätte aber auch nichts geschadet, 
wenn bei vorheriger Herabsetzung des Wechselkurses entspre-
chend der Herabsetzung des Wechselkurses für das englische 
Pfund die Preiseinbrüche, die seit 1928 in Deutschland einge-
treten waren, noch stärker ausgeglichen worden wären. Dann 
wären die Bilanzen der gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Betriebe noch schneller ohne umständliche Umschuldungsver-
fahren in Ordnung gekommen. 

Die besondere Vorsicht, die Schacht mit der Finanzierung der 
Großaufträge durch Mefo-Wechsel statt durch Reichsbankgeld 
walten ließ, kam den formalen Bestimmungen des Reichsbank-
gesetzes entgegen, materiell war sie in heutiger Sicht nicht nötig. 
Die Mefo-Wechsel waren der Sache nach ein langsam kursieren-
des Großgeld. Durch die Einlösungszusage der Reichsbank und 
die mehrjährige Prolongation hatten die Mefo-Wechsel für den 
Empfänger Geldcharakter, durch den Diskont wiederum eine 
Verzinsung, die zum Festhalten der Wechsel anreizte. Das war, 
wie auch die Finanzierungsmethode durch Steuergutscheine, von 
der Reichsbank unter ihrer neuen Führung geschickt ausge-
dacht. Trotz großer Staatsaufträge wurde dadurch der echte Bar-
geldumlauf klein gehalten. Nötig zur Vermeidung einer zu 
schnellen und nicht mehr kontrollierbaren Preiserhöhung war 
diese Vorsicht nicht. Man hätte zur Erhöhung der Vollbeschäf-
tigung die Staatsaufträge auch stärker unmittelbar mit Reichs-
bankgeld finanzieren können. Die ungenutzte Produktions- und 
Arbeitskapazität der deutschen Wirtschaft war Ende 1932 bei 
über 6 Millionen Vollarbeitslosen und einem Rückgang des 
Bruttosozialprodukts von 88 Milliarden Reichsmark im Jahre 
1928 auf 56,7 Milliarden Reichsmark im Jahre 1932 so groß, 
daß ein starker zusätzlicher Geldeinsatz zur Erreichung der Voll-
beschäftigung ohne Gefährdung der Preise zulässig war 

75 Nach dem Quantittsgesetz des Geldes, das ein Marktgesetz ist, kommt 
es fürdie preistreibende Wirkung der Geldvermehrung entscheidend darauf 
an, ob sich gleichzeitig das Güter- und Dienstleistungsangebot erhöht. Vgl. 
hier die entsprechenden Zahlen für die Geldvermehrung in der Bundes- 
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Die vielen Vorschläge der Reformer, von denen in Deutsch-
land ein Teil nachl 933  zum Zuge kam und die in Parallele stan-
den zu den Maßnahmen, die Roosevelt gleichzeitig in den USA 
mit dem New Deal verwirklichte, sind niemals systematisiert 
worden. Insgesamt haben sie in Deutschland und in den ande-
ren westlichen Ländern, vor allem auch in den USA, zu dem 
heutigen sicheren Stand der Konjunkturbeobachtung und Kon-
junkturbeeinflussung geführt. Dies geschah vor allem in 
Deutschland gewissermaßen unter der Hand, ohne unmittel-
bare Auseinandersetzung mit den Irrtümern der Vergangen-
heit und ihren persönlichen Vertretern, die vielfach in ihren 
akademischen, staatlichen und publizistischen Positionen und 
auch in den Direktorien der Zentralbanken den Wandel der 
Anschauungen überlebt haben. 
In Deutschland wurde nach 1933 alles, auch die Währungs-

und 'Wirtschaftswissenschaft, durch die nationalsozialistische 
Politik überdeckt. Die gänzlich unwissenschaftliche Einstellung 
des Nationalsozialismus, die jeden wirtschaftlichen Erfolg auf 
die persönliche Fähigkeit Hitlers und seiner Unterführer ab-
stellte, verhinderte nach 1933 eine allgemeine Berichtigung der 
Währungs- und Konjunkturlehre. Schacht, dem Hitler aus In-
stinkt, nicht aus eigenem Wissen mehr vertraute als dem natio-
nalsozialistischen Geldexperten Gottfried Feder, der sich in 
Vorstellungen von einem zinslosen Giralgeld verfangen hatte, 
handelte bei der Finanzierung der Arbeitsbeschaffung richtig. 
Niemand hätte aber damals öffentlich sagen dürfen, daß die Be-
seitigung der Arbeitslosigkeit auch ohne Hitler und den Natio-
nalsozialismus mit den gleichen Mitteln erreichbar gewesen 
wäre. So kam aus den politischen Gründen keine geordnete wis-
senschaftliche Ausbeute zustande, wenigstens nicht öffentlich 
und akademisch. Das machte es möglich, daß Schacht Hitler und 
seine Regierung jahrelang falsch beraten konnte, als es um die 
Frage des Wechselkurses ging. 
Der Abwertung des Pfundes und der Währungen des soge-

nannten Pfundklubs im Herbst 1931 folgten im April 1933 die 
USA mit den südamerikanischen Staaten und bis Ende 1935 

republik seit der Währungsreform im Kapitel »Probleme der Geldentwer-
tung in der Gegenwart«, S. 43 ff. 
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dann alle anderen Länder. Dadurch war im Wechselkurs der 
Währungen aller dieser Länder das alte Verhältnis wiederher-
gestellt. Nur Deutschland beharrte auf Anraten Schachts auf 
dem alten Kurs der Reichsmark, so daß Deutschland damals 
wechselkursmäßig völlig isoliert war und zum teuersten Land 
der Welt wurde. Der Wechselkurs des Pfundes betrug rund i 2 
Reichsmark, der Wechselkurs des Dollar 2,40 Reichsmark. Das 
war durch das Verhältnis der innerdeutschen Preise zu den 
Preisen in England und Amerika nicht gerechtfertigt. Die durch 
den Wechselkurs künstlich herbeigeführte Überteuerung aller 
deutschen Exportwaren betrug mindestens 30 Prozent. Das hatte 
zur Folge, daß Deutschland bei voll in Gang gekommener in-
nerer Wirtschaft seinen Außenhandel nur über ein mühevolles 
Gestrüpp von behördlichen Exportzuschüssen und Ware-gegen-
Ware-Kompensationen abwickeln konnte. Das Ergebnis war ein 
völliges Darniederliegen des deutschen Außenhandels, wäh-
rend alle anderen Produktionsziffern in Deutschland bis 1937 
wieder den Stand von 1928, dem letzten Jahr vor der Krise, er-
reicht hatten. Deutschlands Ausfuhr, die 1928 rund 12,2 Mil-
liarden Reichsmark betragen hatte und noch 1932 5,7 Milliar-
den Reichsmark betrug, sank nach der allgemein gewordenen 
Abwertung der anderen Valuten 1934 auf rund 4,1 Milliarden 
Reichsmark und stieg dann trotz aller forcierten Kompensa-
tionsbemühungen mit politischem Druck und den ins Ausland 
reisenden Handelsdelegationen bis 1937 nur auf rund 4,8 Mil-
liarden Reichsmark. Der prozentuale Anteil Deutschlands am 
Welthandel, der 1929 in der Ausfuhr noch 9,9 Prozent betragen 
hatte, betrug 1936 nur noch 6,8 Prozent. 
Die sich daraus ergebenden ganz unzulänglichen Einfuhr-

möglichkeiten hatten drakonische Devisenstrafbestimmungen 
(bis zur Todesstrafe) zur Folge. Sie nährten auch die politisch 
verhängnisvolle Überzeugung, daß es gegen Deutschland einen 
Weltboykott gebe und daß das deutsche Volk, um überhaupt 
existieren zu können, einen autarken Lebensraum brauche. Die 
äußerste Devisenknappheit verhinderte natürlich auch die 
Transferierung der Auswanderervermögen und auch den Trans-
fer der Zinsen und des Tilgungsdienstes für die privaten deut-
schen Auslandsschulden von rund 25 Milliarden Reichsmark. 
Die Zahlungen an die innerdeutsche Konversionskasse wurden 
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von den ausländischen Gläubigern mit Recht nicht als genügend 
anerkannt. Dadurch ergaben sich Gegenmaßnahmen des Aus-
lands, die teilweise zur Beschlagnahme deutscher Exporterlöse 
führten, was wiederum die Umbildung der normalen Ausfuhr 
in einen umständlichen Ware-gegen-Ware-Tausch beschleu-
nigte. Das alles hatte seinen Ausgang in dem Beharren auf 
einem Wechselkurs der Reichsmark, der durch die Abwertung 
der anderen Währungen falsch geworden war. Schacht stellte 
sich in dieser Hinsicht keiner Diskussion. Eine wissenschaftliche 
Erörterung der Frage in den Handelsteilen der großen Zeitungen 
oder in den Fachzeitschriften wurde nicht gewagt. Der Wechsel-
kurs war wieder, wie schon unter Brüning und Luther, fälsch-
licherweise zum alleinigen Merkmal der deutschen Geldwert-
stabilität geworden. Mit Hitlers jährlich wiederholtem Satz: 
»Die deutsche Währung aber bleibt stabil« wurde die Anglei-
chung des deutschen Wechselkurses an das allgemeine Wechsel-
kursniveau bis zum Ausbruch des Krieges abgelehnt. 

Schachts Verhalten in dieser Frage war so unverständlich, daß 
im Ausland die Vermutung aufkam, Schacht habe auf diese 
Weise den gesamten Außenhandel in den Dirigismus des Wirt-
schaftsministeriums ziehen wollen, weil niemand mehr in 
Deutschland ohne die amtliche künstliche Verbilligung, die 
durchschnittlich 25 Prozent betrug, etwas exportieren und ohne 
die amtliche Devisenzuteilung etwas importieren konnte. Eine 
Information über Schachts wirkliche Gründe zu erhalten, gelang 
damals dem Verfasser nicht, der, schon in Bankleitungen tätig, 
sich mit Eingaben für eine Änderung des Wechselkurses ein-
setzte. Nach Kriegsende hat Schacht in seinem 1949 erschienenen 
Buch »Mehr Geld, mehr Kapital, mehr Arbeit« eine überra-
schend einfache und überraschend falsche Erklärung gegeben, 
die er auch in einem Brief an den Verfasser vom 28. November 
1965 aufrechterhielt. Der Hauptgrund sei die deutsche Aus-
landsschuld von rund 25 Milliarden Reichsmark gewesen. Sie 
hätte sich, weil auf fremde Valuten (zumeist auf Dollar, Pfund 
und holländische Gulden) lautend, durch die Wechselkursabwer-
tung der Gläubigerländer um 5  bis 6 Milliarden verringert. 
Diesen Gewinn hätte man wieder preisgegeben, wenn Deutsch-
land sich der Abwertung angeschlossen hätte. 
Das war, welch ein Irrtum, doch nur ein Gewinn im Notiz- 
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buch, denn das Festhalten an der alten Goldparität der Reichs-
mark verhinderte es gerade, zu den Ausfuhr- und Devisen-
erlösen zu kommen, mit denen Deutschland seine Auslands-
schulden unter Realisierung des Wechselkursgewinns hätte zu-
rückzahlen können. Die innerdeutschen Zahlungen an die Kon-
versionskasse waren keine Schuldentilgung, was die Bundes-
republik nach Kriegsende im Londoner Schuldenabkommen an-
erkennen mußte. So verschieden sonst Schacht und Luther ope-
rierten, in der Ablehnung der Wechselkursänderung trafen sie 
sich. Für Luther war auch einer der Ablehnungsgründe die deut-
sche Auslandsschuld gewesen, die sich in seiner Berechnung bei 
einem Anschluß an die Pfundabwertung um 30 Prozent erhöht 
hätte. Für Schacht war es der angeblich schon gemachte Gewinn, 
den er durch Anschluß an die Abwertungen der Gläubigerlän-
der nicht verlieren wollte. Dieser Irrtum Schachts hinsichtlich 
des Wechselkurses ändert aber nichts daran, daß Schacht zur 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit und zur Beendigung der Wirt-
schaftskrise ein erfolgreiches Finanzierungsprogramm durchge-
führt hat. 
Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit und die Beendigung der 

Wirtschaftskrise durch die Maßnahmen des Kabinetts Hitler 
werden bisweilen bestritten. Es wird eingewandt, daß diese in-
nenwirtschaftlichen Erfolge nur ein Ergebnis der Aufrüstung 
gewesen seien und daß im übrigen die Weltwirtschaftskrise ab 
1933 ohnehin ihrem Ende entgegenging. 
Beide Einwände sind nicht begründet. Die Zahl der Arbeits-

losen betrug in Deutschland, jeweils Anfang des Jahres, 1933 
= 6,013 Millionen, 1934 = 3,772 Millionen, 1935 = 2,973 
Millionen, 1936 = 2,520 Millionen, 19' = 1,853 Millionen 
und 1939 = 301 00076.  Schon im Jahre 1933 war die Zahl der 
Arbeitslosen um rund 21/4  Millionen gesunken. Der Rückgang 

76 Im Arbeitsamtbezirk Stettin ging die Zahl der Arbeitslosen zurück 
von: 33 400 Ende 1932 auf 33 300 Ende 1933 und 13 900 Ende 1934. - Die 
aufgelegte Tonnage, die in Stettin am 1. Mai 1933 31 200 Tonnen betrug = 
ein Drittel der Gesamttonnage, ging bis zum 1. Oktober 1934 auf 5800 
Tonnen zurück. In der Krise hatte sich die Stettiner Gesamttonnage, die 
1925 rd. 180 000 Tonnen betrug, durch Notverkäufe und Zwangsverstei-
gerungen auf 116 000 Tonnen am i. Januar 1933 vermindert (einschließ-
lich der stillgelegten Tonnage). 
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der Weltarbeitslosigkeit im Jahre 1933 von 28 auf 24 Millionen, 
mit dem begründet werden soll, daß die Weltwirtschaftskrise 
damals ohnehin ihrem Ende entgegenging, entfiel je zur Hälfte 
auf Deutschland und die USA durch die in beiden Ländern er-
griffenen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Das Wehrgesetz 
wurde erst im März 1935 erlassen; die ersten Einberufungen 
erfolgten am i. Oktober 1935. Im März 1935 hatte schon mehr 
als die Hälfte der Arbeitslosen wieder Arbeit gefunden. Es ist 
kein Zweifel, daß diese schnellen Erfolge dem massiven Einsatz 
von staatlich finanzierten Arbeitsbeschaffungsprogrammen als 
einer Initialzündung zu verdanken waren und bei gleicher Ent-
schlossenheit auch vom Kabinett Brüning zu erzielen gewesen 
wären. 

Das erste Arbeitsbeschaffungsprogramm, das die Reichsbank 
unter Schacht mitfinanzierte, war das sogenannte Reinhardt-
Programm (Reinhardt war Staatssekretär im Reichsfinanzmini-
sterium). Es sah vor allem eine Belebung der Bauwirtschaft durch 
Ausbesserungs- und Erneuerungsarbeiten an Häusern und Fa-
briken vor. Hierfür stellte die Reichsbank einen Betrag von i 
Milliarde zur Verfügung. Das anschließende Programm bezog 
sich schon auf die Reichsautobahn mit einem Anfangskredit der 
Reichsbank von 600 Millionen Reichsmark, der aber aus dem 
Reichsetat abgedeckt werden sollte. Zusätzlich wurden überall 
in den Provinzen und Kreisen liegengebliebene Arbeiten der 
öffentlichen Verwaltung wieder aufgegriffen. Ende Februar 1933 
wurde eine Verordnung über die t[bernahme von Reichsbürg-
schaften für die Instandsetzung von Wohnungen und Wirt-
schaftsgebäuden erlassen, am 31. Mai 1933 wurden die Maß-
nahmen, die auch Ehestandsdarlehen enthielten, in einem Ar-
beitsbeschaffungsgesetz zusammengefaßt. Insgesamt wurden 
1933 für Zwecke der unmittelbaren Arbeitsbeschaffung rund 
3,8 Milliarden Reichsmark bereitgestellt, wovon 1,5 Milliarden 
Reichsmark auf das erste und zweite Reinhardt-Programm und 
1,1 Milliarden Reichsmark auf Reichsbahn und Reichspost ent-
fielen, der Rest auf das noch nicht abgewickelte Papen-Pro-
gramm. Die Finanzierung erfolgte überwiegend durch Vor-
griff auf künftige Steuereingänge über Arbeitsbeschaffungs- 

182 



wechsel der öffentlichen Institute als Träger (Bahn, Post, Öffa 
Reichsanstalt für öffentliche Arbeiten) und nur zum kleineren 
Teil unmittelbar aus Haushaltsmitteln. Innerhalb der Arbeits-
beschaffungswechsel machten sehr bald die sogenannten Mefo-
Wechsel den Hauptbetrag aus. Unter dem Titel Metalifor-
schungsgesellschaft hatten auf Anregung von Schacht vier 
große Industriefirmen (Krupp, Siemens, Rheinmetall und Gute 
Hoffnungshütte) eine G.m.b.H. gegründet. Diese G.m.b.H. ak-
zeptierte die Wechsel, die vom Reich verbürgt wurden. Die je-
weiligen Wechselinhaber konnten die Dreimonatswechsel auf 
insgesamt fünf Jahre verlängern (also neunzehnmal). Für die 
ganze Laufzeit galt ein Diskont von 4  Prozent. Von den Mefo-
Wechseln wurden insgesamt 12 Milliarden ausgegeben, davon 
1934 = 2,1 Milliarden, 1935 = 2,7 Milliarden, 1936 = 4,5 
Milliarden und 1937 = 2,1 Milliarden. Zur Umwandlung in 
Reichsbankgeld durch Einreichung der Wechsel zum Diskont ist 
niemals mehr als die Hälfte gekommen. Da die Einnahmen des 
Reiches aus Steuern und Zöllen von 6,6 Milliarden im Jahre 
1932/33 auf 17,7 Milliarden im Jahre 1938/39 stiegen, erschien 
auch eine Rückzahlung der Mefo-Wechsel aus Haushaltsmitteln 
geordnet. Insgesamt handelte es sich bei den von Schacht zur 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit und Beendigung der Krise ein-
gesetzten Mitteln um ein antizyklisches Instrumentarium, das 
heute mit Selbstverständlichkeit gehandhabt würde, wenn es um 
die Beseitigung von Wirtschaftsdepressionen und Arbeitslosig-
keit geht. 
Der Haupteffekt der staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men bestand in seiner Initialzündung, nicht etwa in dem Her-
ausfinden neuer bisher unbekannter Arbeitsplätze. Die über 6 
Millionen Arbeitslosen des Winters 1932/33 hatten, bevor sie 
arbeitslos geworden waren, ihren normalen Arbeitsplatz in der 
Wirtschaft als Arbeiter oder Angestellter gehabt. Diese Plätze, 
die durch den unterbrochenen Geldumlauf der Krise, güterwirt-
schaftlich ausgedrückt durch die unterbliebenen Auftragsertei-
lungen, beschäftigungslos geworden waren, wieder zu besetzen, 
war Sinn und Zweck der staatlichen Initiativprogramme, nicht 
etwa die Schaffung von künstlichen Arbeitsplätzen in sogenann-
ten Notstandsprogrammen, Moorentwässerungen usw. Hier-
mit mußte aber bei der Schwere der Krise initiativ begonnen 
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werden. In den USA nahmen in dem New-Deal-Programm des 
demokratischen Präsidenten Roosevelt die Maßnahmen einen 
ähnlichen Verlauf mit gleichem Erfolg. Im Mai 1937, als sich 
der Verfasser für einen Monat in den USA aufhielt, war auch 
dort die Krise äußerlich nicht mehr sichtbar, aber in dem, was 
sie angerichtet hatte, nicht vergessen und noch überall im Ge-
spräch 77.  

77 Der damalige deutsche Generalkonsul in Chicago erzählte Einzelheiten 
von den widersinnigen Ergebnissen, zu denen auch in den USA die Krise 
für die Bevölkerung geführt hatte. In den Schlachthöfen von Chicago wur-
den die von den Farmern eingetriebenen, aber unverkäuflichen Viehmengen 
notgeschlachtet und vergraben. Als die Arbeitslosen Chicagos sich daran 
machten, dieses Fleisch wieder auszugraben, wurde dies auf Protest des 
Fleischergewerbes verhindert. Dann zogen die Arbeitslosen dem vergra-
benen Vieh die Felle ab, um sie als Leder zu verwerten. Um auch das auf 
Protest des Ledergewerbes unmöglich zu machen, zerschnitt man vor dem 
Eingraben die Felle. Als auch das nichts nützte, hat man das getötete Vieh 
auf Dampfer verladen und im Michigansee ausgekippt. 
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